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Hans-Eckart Scharrer

Kein Mut 
zur 
Utopie

Entgegen den anfänglich pes­
simistischen Erwartungen 

hat der Europäische Rat auf 
seiner Brüsseler Sitzung doch 
einige der strittigen Themen 
entschieden, die ihm von den 
diversen (Fach-)Ministerräten in 
immer größerer Zahl auf den 
Tisch flattern: der EG-Haushalt 
wird künftig in der aktualisier­
ten, auf Basis eines Währungs­
korbes definierten Europäischen 
Rechnungseinheit (ERE) aufge­
ste llt; die Finanzierung des Re­
gionalfonds ist auf weitere drei 
Jahre gesichert, die Mittel dafür 
sind sogar beträchtlich aufge­
stockt worden; und die Gemein­
schaft kann eine 1-Mrd.-ERE- 
Anleihe (ca. 2,6 Mrd. DM) zur 
finanziellen Flankierung des 
ökonomischen Strukturwandels 
auflegen.

Mit der Ablösung der an die 
Gold- bzw. Dollar-Paritäten von 
1970 geknüpften alten Rech­
nungseinheit w ird die Bewer­
tung der einzelnen EG-Valuten 
nun auch fü r Budgetzwecke der 
laufenden Marktentwicklung an­
gepaßt. Die praktischen Im pli­
kationen fü r die finanzielle 
(Brutto-)Lastenverteilung sind 
freilich gering. Bis 1977 wurden 
die Beiträge der Mitgliedstaaten 
zum EG-Haushalt nach Quoten 
bemessen, wobei die in natio­
naler Währung aufzubringenden 
Leistungen sich nach den längst 
überholten Paritätskursen er- 
rechneten. Hingegen werden 
künftig Zölle, Abschöpfungen 
und auch der Anteil der EG an 
den Mehrwertsteuereinnahmen 
der M itgliedstaaten ohne Quo­
tenbindung in der Höhe an 
Brüssel abgeführt, wie die Be­
träge in Landeswährung anfal­
len. Aus deutscher Sicht kommt 
die Umstellung daher um min­
destens drei Jahre zu spät. Die 
Einigung ist deshalb mehr ein 
Sieg der Vernunft und ein Bei­
trag zur europäischen (Wäh- 
rungs-)ldentität als ein ökono­
mischer „S ieg“ der Bundesrepu­
blik, als der er in der Presse 
gelegentlich dargestellt wurde.

Die drei Neumitglieder kön­
nen noch bis 1979 Nutzen aus 
einer Übergangsregelung zie­
hen, die ihre Leistungen zum 
EG-Budget weiterhin begrenzt. 
Um Großbritannien vor einem 
allzu abrupten Sprung von sei­
nem gegenwärtigen Finanzie­
rungsanteil von 12%  auf den 
rechnerischen Normanteil von 
18 bis 19%  zu bewahren, be­
schloß der Gipfel die Einrich­
tung eines Sonderkontos von 
rund 1 Mrd. D-Mark (Gegen­
wert), an dem sich die Bundes­
republik m it etwa 300 Mill. D- 
Mark beteiligen wird.

Nachgegeben hat Bundes­
kanzler Schmidt in Sachen Re­
gionalfonds und EG-Anleihe. 
Diese Entscheidung war sicher 
richtig. Zu kritisieren ist jedoch, 
daß es w ieder nicht gelungen 
ist, Ansätze fü r eine effektivere 
Mittelverwendung zu machen. 
Gerade der Regionalfonds ist 
heute eher ein Instrument des

horizontalen Finanzausgleichs 
unter den EG-Staaten als ein 
Mechanismus, der tatsächlich 
zusätzliche Mittel in die bedürf­
tigen Regionen Europas pumpt. 
Eine klare Mittelkonzentration 
auf einige wenige Problemregio­
nen statt der herrschenden Mit­
telzersplitterung könnte diesem 
Trend entgegenwirken.

Ein Begräbnis „Erster Klasse“ 
erhielten die Vorschläge der 
EG-Kommission fü r eine Wie­
derbelebung der Wirtschafts­
und Währungsintegration. War 
die kühne Initiative des Kom­
missionspräsidenten Jenkins für 
einen qualitativen Sprung in die 
Währungsunion schon von der 
Kommission stark verwässert 
worden — das Kommissions­
papier geht über die altbekann­
ten Vorschläge fü r mehr Koor­
dinierung und Harmonisierung 
nicht hinaus —, so ist mit der 
Verweisung an den Ministerral 
„zur weiteren Prüfung“ das 
Ende bereits vorprogrammiert

Tatsächlich sind vor allerr 
Jenkins’ Ideen eine nähere Dis­
kussion durchaus wert. Jenkins 
geht von den ernüchternden Er­
fahrungen aus, die alle Mitglied 
Staaten bei dem Versuch 
machen mußten, die Beschäfti 
gung durch eine expansive 
G eldpolitik nachhaltig zu stimu 
lieren. Inzwischen ist die Rück 
besinnung auf den Nutzen einei 
stabilitätsorientierten Geidpoli 
tik  — nicht zuletzt unter derr 
Einfluß der Monetaristen - 
überall im Gange. Jenkins sieh 
daher Chancen fü r die Schaf 
fung einer unabhängigen euro 
päischen Zentralbank, die - 
und das ist der Kern seine; 
Vorschlages — vor allem die 
Aufgabe hätte, durch eine ent 
sprechende Geldmengenpolitil 
fü r einen, stabilen Geldwert zi 
sorgen. Diese Idee erschein 
zwar auf den ersten Blick uto 
pisch, ist aber ökonomisch kei 
neswegs völlig  abwegig. Zwa 
läßt sich ein europäisches Zen 
tralbanksystem nicht von heuti 
auf morgen schaffen. Erste Wei 
chen könnten aber schon jetz 
gestellt werden. Freilich, eil 
wenig Mut zur Utopie gehör 
dazu.
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